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Einleitung 

Die Mehrdeutigkeit vieler sprachlicher Ausdrücke bedingt, daß der Inhalt 
wörtlicher Erklärungen oft nicht ohne weiteres erkennbar ist. Dies gilt für 
Erklärungen jeder Art, beispielsweise für politische, ebenso wie für die in dieser 
Abhandlung behandelten rechtsgeschäftlichen Erklärungen. Letztere bedürfen 
daher ebenso wie Erklärungen anderer Art der Auslegung. Unbestritten ist, daß 
die Auslegung rechtsgeschäftlicher  Erklärungen nicht nach Gutdünken des 
Auslegenden erfolgt,  sondern einer Methode bedarf,  die willkürliche Behaup-
tungen von Geschäftsinhalten ausschließt. 

Abgesehen davon gehen im juristischen Schrifttum die Auffassungen  über die 
„richtige" Methode auseinander. Mayer-Maly z.B. stellt „psychologisch-
subjektiv" und „objektiv-normativ" „konzipierte Interpretationstheorien" ein-
ander gegenüber1. Alleine die Unterscheidung von subjektiv und objektiv 
konzipierten Auslegungslehren zeigt, daß der aus dem Gemeinen Recht 
stammende Streit zwischen Willens- und Erklärungstheorie trotz anderer 
Bezeichnungen und gegenteiliger Behauptungen noch nicht ausgestanden ist. 
Der Grund hierfür  liegt hauptsächlich in der sprachlichen Fassung des § 133 
BGB. Nach dem Wortlaut des § 133 BGB „ist" „bei der Auslegung einer 
Willenserklärung" „der wirkliche Wille zu erforschen  und nicht an dem 
buchstäblichen Sinne des Ausdrucks zu haften". Nach der herrschenden Lehre 
ist die Methode der Auslegung rechtsgeschäftlicher  Erklärungen durch § 133 
BGB ebenso gesetzlich vorgeschrieben wie die Methode der „Auslegung von 
Verträgen" durch §157 BGB2 . Die „richtige" Methode der Auslegung von 
rechtsgeschäftlichen Erklärungen und „Verträgen" läßt sich danach letztlich nur 
durch Auslegung der §§133 und 157 BGB erkennen. Die Unterschiede in den 
Auffassungen  über die Methode der Auslegung rechtsgeschäftlicher  Erklärun-
gen sind nach der herrschenden Lehre ein Streit über die Auslegung der §§133 
und 157 BGB, die gewöhnlich als „Auslegungsregeln" bezeichnet und inhaltlich 
als gesetzliche Methodenanweisungen verstanden werden. Das Thema dieser 
Arbeit könnte daher einen Versuch erwarten lassen, durch Auslegung der §§133 
und 157 BGB zu einer eindeutigen Methode der Auslegung rechtsgeschäftlicher 
Erklärungen zu gelangen. 

Die Tatsache jedoch, daß die Fülle derartiger Versuche nicht zu einer 
allgemein akzeptierten Auffassung  über die Methode der Auslegung rechtsge-
schäftlicher Erklärungen geführt  hat, zwingt zu der Frage nach der Haltbarkeit 

1 Vgl. Mayer-Maly, Münch.-Komm., § 133 Rdn. 1. 
2 Zum Inhalt dieser Lehre im einzelnen siehe Erster Teil, § 1 Α. I. bei Fn. 4-16. 
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der grundlegenden Annahme der herrschenden Lehre, die §§ 133 und 157 BGB 
seien gesetzliche Methodenanweisungen. Diese und die darin enthaltene allge-
meine Frage, ob es überhaupt gesetzliche Methodenanweisungen gibt, ist das 
erste Hauptthema dieser Untersuchung. 

Die Frage nach der Lehre von den „gesetzlichen Auslegungsregeln" stellt sich 
für die herrschende Lehre nicht, weil diese trotz aller unterschiedlichen 
Auslegungslehren traditionell ohne nähere Begründung von der Kompetenz des 
Gesetzgebers ausgeht, durch Gesetz methodische Grundsätze der Auslegung 
rechtsgeschäftlicher  Erklärungen festzulegen. Geht man davon aus, daß Ausle-
gung ein Erkennen ist, so stellt sich die Frage, ob ein solches Erkennen im 
Vorhinein durch staatliche gesetzliche Regelungen geregelt werden kann, ohne 
den Inhalt der von einer anderen Person als dem Auslegenden abgegebenen 
Erklärung zu verfalschen und von vorneherein unzulässig einzuschränken. 
Letztlich ist die Frage berührt, ob und inwieweit der Gesetzgeber berechtigt ist, 
über den durch „gesetzliche methodische Regelungen" gebundenen erkennen-
den Richter die rechtsgeschäftliche Freiheit (Inhaltsfreiheit)  der Menschen 
durch gesetzliche Auslegungsanordnungen einzugrenzen. 

Neben den §§133 und 157 BGB werden solche gesetzlichen Regelungen 
ebenfalls als „Auslegungsregeln" bezeichnet, nach deren Wortlaut bestimmte 
inhaltlich mehrdeutige Erklärungen „ im Zweifel" als mit einem bestimmten 
Inhalt erklärt anzusehen sind3. Die Theorie von den gesetzlichen Methodenan-
weisungen wird auf diese Weise ergänzt durch die Theorie der gesetzlichen 
Anweisungen von Auslegungsergebnissen für bestimmte Fälle, in denen sich bei 
methodischer Auslegung kein eindeutiger Geschäftsinhalt ergibt. Dem Gesetz-
geber wird danach nicht nur die Kompetenz zugebilligt, durch Gesetz die 
Methode der Auslegung rechtsgeschäftlicher  Erklärungen festzulegen, sondern 
darüber hinaus bestimmte Auslegungsergebnisse vorzuschreiben. Da danach 
die Annahme bestimmter Geschäftsinhalte vom Gesetz vorgeschrieben ist, stellt 
sich auch hier letztlich die Frage nach der Vereinbarkeit dieser Theorie von den 
„besonderen Auslegungsregeln" mit der rechtsgeschäftlichen Freiheit des 
Einzelnen. Die Frage nach der Haltbarkeit dieser Lehre und die sich aus der hier 
dazu vertretenen Auffassung  ergebenden Konsequenzen sind Gegenstand des 
zweiten Hauptteils dieser Untersuchung. 

3 Zum Inhalt dieser Lehre im einzelnen siehe Zweiter Teil, "4 A. bei Fn. 1-20. 
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„Allgemeine Auslegungsregeln" 

§ 1 Das Problem 

A. Gegensätzliche Auffassungen über die begriffliche  Möglichkeit 
„allgemeiner gesetzlicher Auslegungsregeln" 

I. Die herrschende Lehre 

Die sich ihrem Wortlaut nach auf die Methode der Auslegung von „Willenser-
klärungen" und „Verträgen" beziehenden §§133 und 157 BGB werden gewöhn-
lich als „Auslegungsregeln" bezeichnet4. 

Nach herrschender Lehre sind das positiv-rechtliche Gesetzesbestimmungen, 
die „Anweisungen" „enthalten", „wie die Auslegung einer Willenserklärung 
oder auch eines Vertrages im Ganzen vorzunehmen" sei5. Mi t den gebräuchli-
chen Bezeichnungen „allgemeine"6, „generelle"7 oder auch „formale" 8 „Ausle-
gungsregeln" wird im Sinne der herrschenden Lehre terminologisch klargestellt, 
daß es sich bei den §§133 und 157 BGB um Bestimmungen handelt, die nicht wie 
die ebenfalls behaupteten „besonderen Auslegungsregeln" ein bestimmtes 
„Ergebnis der Auslegung als das ,im Zweifel4 zutreffende  bezeichnen"9, sondern 
die bei der Auslegung von „Willenserklärungen" allgemein anzuwendende 

4 Vgl. ζ. B. Larenz, Allg. Teil, § 19 II e (338); Palandt-Heinrichs, 37. Aufl., § 133 Anm. 1 
a; gleichbedeutend bezeichnet Heinrichs neuerdings § 133 ebenso wie § 157 als „Ausle-
gungsnorm", vgl. Palandt-Heinrich, 48. Aufl., § 133 Anm. 1 a; Rüthers, Allg. Teil, § 19 II, 
Rdn. 214 (131); v. Lübtow, Erbrecht, S. 274; Flume, Allg. Teil, Bd. II, Kap. IV, § 16 3a 
(307), der gleichbedeutend von „Auslegungsvorschriften"  spricht; vgl. auch Motive, Bd. 1 
S. 155 (Mugdan I S. 437), und Bickel S. 159. 

5 So z. B. Larenz, Allg. Teil, § 19 II e (338); ähnlich Enneccerus-Nipperdey, Allg. Teil I, 
§49 II (300). 

6 So z. B. die Ausdrucksweise bei Flume, Allg. Teil, Bd. II, Kap. IV, § 16 3 a (307), der 
allerdings widersprüchlich in der betreffenden  Überschrift  die §§133 und 157 als 
„Auslegungsvorschriften  des BGB" bezeichnet und demgegenüber im anschließenden 
Text unter Hinweis auf die Motive Bd. 1 S. 155 ausführt,  „das BGB" enthalte „im 
Gegensatz zu anderen Kodifikationen keine allgemeinen Auslegungsregeln, die bestimmte 
Anweisungen für die Auslegung" gäben. 

7 So z.B. v. Lübtow, Erbrecht I, S. 274. 
8 So z.B. Larenz, Allg. Teil, § 19 II e (339). 
9 So die Formulierung von Larenz, Allg. Teil, § 19 II e (338). 


